
Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den Bürgermeister zu beauftragen für den 
Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel im 1. Halbjahr beim 
Gebührentarif der 2. Satzung eine Sonderregelung für sog. Selbstzahler zu erarbeiten und eine 
rechtliche Bewertung vorzulegen, wird mit einem Stimmenverhältnis von 
04 Stimmen für den Antrag  
18 Stimmen gegen den Antrag 
01 Stimmenthaltung  
abgelehnt. 
 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion bei § 5 „Gebührenpflicht“ in Absatz 4 folgende Sätze 
„Dies gilt nicht für den Fall, dass die Einrichtung eines Sicherheitsdienstes erforderlich wird. 
Dann erfolgt eine sofortige Neukalkulation.“ und auf Antrag der SPD-Fraktion den Satz „Die 
Kosten für den Sicherheitsdienst werden nur für die tatsächlich bestreiften Unterkünfte und 
Anlagen erhoben“ einzufügen, wird einstimmig angenommen. 
 


